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Fakten
Volk ohne Staat
Mehr als 30 Millionen
Kurden gibt es welt-
weit, einen eigenen
Staat haben sie nicht.
Ihr historisches Sied-
lungsgebiet umfasst
Syrien, die Türkei,
den Irak und Iran. Die
militante „Arbeiter-
partei Kurdistans“
(PKK), gegründet
vom in der Türkei
geborenen Kurden
Abdullah Öcalan und
ihre Ableger kämpfen
seit den späten
1970er-Jahren für
Autonomie. Mindes-
tens 40.000 Men-
schen sind in dem
Konflikt getötet
worden. In der Tür-
kei, den USA und der
EU gilt die PKK als
Terrororganisation
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Salih Muslim
Kurdischer Politiker

„Wenn die Angriffe gegen
uns aufhören,

werden wir unsere
Waffen

niederlegen“

Kommt jetzt der Frieden
zwischen Türken und Kurden?

Türkei. Nach Aufruf des PKK-Führers Öcalan pochen Kurden auf Zugeständnisse

VON CAROLINE FERSTL

Vielleicht ist es auch ein Geburtstags-
geschenk, das sich der türkische Prä-
sident selbst machen wollte. Das ist
eine These, die gerade herum-
schwirrt: Dass Recep Tayyip Erdoğan
als derjenige in die Geschichte einge-
hen will, der den Konflikt mit den
Kurden gelöst hat. Vor drei Tagen fei-
erte er seinen 71. Geburtstag.

Dass der PKK-Gründer Abdullah
Öcalan seine Organisation dazu auf-
gerufen hat, die Waffen niederzule-
gen, sorgte für Schlagzeilen. Seit Mo-
naten war darüber spekuliert worden
– seit der Parteichef der ultranationa-
listischen MHP, mit der Erdoğans
AKP regiert, im Oktober der Kurden
nahen DEM-Partei im Parlament die
Hand geschüttelt hat – eine Zäsur.
Für die MHP waren DEM-Politiker
bisher schließlich „Terrorhelfer“.

Nach dem Handschlag wurde
Öcalan eingeladen, im Parlament zu
sprechen; sein Neffe und andere
DEM-Politiker durften ihm auf der
Gefängnisinsel İmralı im Marmara-
meer einen Besuch abstatten, wo er
seit über 25 Jahren in Isolationshaft
einsitzt. PKK-Anhänger sehen in ihm
einen Märtyrer, sein Bild prägen Fah-
nen auf Demos und Kundgebungen.
Die Türkei macht ihn für zahlreiche
Terroranschläge verantwortlich. Wa-
rumnun der Anstoß zu Aussöhnung?

Mehrmals gescheitert
Schon mehrmals hatte sich Öcalan
für eine politische Lösung des Kon-
flikts ausgesprochen, zuletzt 2015.
Zuvor hatte es langwierige Verhand-
lungen mit dem türkischen Geheim-
dienst gegeben.

Doch eine Einigung scheiterte
vor allem, weil Erdoğan damit bei
der Wahl vor zehn Jahren seine na-

Friedensprozesses will sich Erdoğan
seinen Einfluss sichern – während
der Iran geschwächt und Russland
mit der Ukraine beschäftigt ist.

Recht auf kurdische Sprache
Ist das nun der Friedensschluss nach
Jahrzehnten des Konflikts? Für die
Kurden ist klar: nicht ohne Zuge-
ständnisse.

„Nur“ eine Amnestie für Öcalan
oder inhaftierte DEM-Politiker wie
Selahattin Demirtaş, den ehemali-
gen Chef der DEM-Vorgängerpartei
HDP, sei nicht ausreichend, sagt Ali
Ertan Toprak, Repräsentant der Kur-
dischen Gemeinschaft in Deutsch-
land zum KURIER. „Das Mindeste ist,
dass die Kurden in ihren Siedlungs-
gebieten das Recht auf ihre Sprache

in Schulen und der Verwaltung er-
halten.“ Auch Hüseyin Çiçek, Poli-
tik- und Religionswissenschafter an
der SFU und Uni Wien, ist zurück-
haltend: Am Papier existierten viele
Minderheitenrechte bereits, umge-
setzt würden sie nicht. Çiçek spricht
zuerst von einem Erfolg für die tür-
kischen Ultranationalisten: „Die
MHP wird sich als staatstragende
Kraft inszenieren. Das könnte ihre
strategische Bedeutung in der Poli-
tik weiter ausbauen.“

Zweifelhaft ist, ob die Kurden
überhaupt Forderungen stellen kön-
nen. Sollten sich die PKK und ihre Ab-
leger dem Aufruf Öcalans widerset-
zen, kann Erdoğan schließlich ein-
fach weiter gegen die Kurden vorge-
hen –militärisch und juristisch.

tionalistischen Wähler zu verstim-
men drohte.

Neben der Eingangsthese gibt es
noch andere: etwa dass der Macht-
taktiker Erdoğan den Friedenspro-
zess deswegen vorantreibt, weil er
weiter an der Macht bleiben will.
Das ist ohne eine Verfassungsände-
rung nicht möglich, doch dafür
braucht er die Stimmen der DEM-
Politiker im Parlament.

Dagegen spricht allerdings, dass
diesen nach wie vor pauschal vorge-
worfen wird, der PKK nahezuste-
hen. Seit den Regionalwahlen vor
knapp einem Jahr wurden Dutzen-
de DEM-Bürgermeister verhaftet.
Auch viele Demonstrierende lande-
ten imGefängnis.

Viel mehr dürfte es dem türki-
schen Präsidenten um die Außen-
wirkung des Aufrufs gehen – vor al-
lem Richtung Syrien, wo die Türkei
und ihre Proxy-Miliz gegen die kurdi-
sche Autonomie kämpfen. Öcalans
Wort hat noch Gewicht in der Kur-
denmiliz und den meisten ihrer Able-
ger wie der PYD in Syrien. Der ehe-
malige PYD-Chef Salih Muslim über-
nahm Öcalans Aufruf: „Wenn die An-
griffe gegen uns aufhören, werden
wir unsereWaffen niederlegen.“

Auch der syrische Übergangs-
machthaber Ahmed al-Sharaa will
keine kurdische Autonomie, aller-
dings auch keinen bewaffneten Kon-
flikt. Mit der Unterstützung eines

Für viele Kurden ist Öcalan noch immer Leitfigur


